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Zelebrator*in der
Gerechtigkeit
Die Freie Universität Berlin
macht Naziopfer zu «J_üdinnen»

JULIEN REITZENSTEIN

Es gibt viele Gründe, Menschen, die sich
für Gerechtigkeit einsetzen, grundsym-
pathisch zu finden. Denn von Anbeginn
ist es die Idee von Gerechtigkeit, die
den Massstab jeden menschlichen Zu-
sammenlebens definiert. Betrachtet man
aber dieser Tage Versuche in diese Rich-
tung durch die Schaffung neuer Wortfor-
men, drängen sich Fragen auf: Wo sind
die Grenzen dieser Entwicklung? Soll
Sprache für Gerechtigkeit in Gegenwart
und Zukunft sorgen – und: Muss sie das
auch für die Vergangenheit?

Worüber sich nicht debattieren
lässt: Unpassende Vergleiche und Ge-
schmacklosigkeiten im Zusammenhang
mit der Ermordung von sechs Millionen
Juden durch Deutsche sind zu vermei-
den. Auf Raub von Besitz und Heimat
folgte die Vernichtung.

Rassistische Forschung

Manche Opfer des Nationalsozialis-
mus mussten nach ihrer Ermordung
der Forschung dienen und wurden nicht
ordentlich bestattet. So ging es Opfern
des Verbrechens der Strassburger Schä-
delsammlung, aber auch jenen, die nach
ihrer Ermordung zu «Forschungszwe-
cken» in das Kaiser-Wilhelm-Institut
für Anthropologie, menschliche Erb-
lehre und Eugenik (KWI-A) an die Ih-
nestrasse 22 in Berlin-Dahlem verbracht
wurden. Die wissenschaftliche Einrich-
tung stand Anfang der vierziger Jahre
unter der Leitung von Otmar Freiherr
von Verschuer in engem Austausch mit
dem Genetiker und SS-Arzt Josef Men-
gele in Auschwitz. Die Liegenschaft ge-
hört heute der Freien Universität (FU).
Unlängst wurden verscharrte sterbliche
Überreste von Opfern aufgefunden,
worauf ein Forschungsprojekt ins Le-
ben gerufen wurde, um dieses düstere
Vergangenheitskapitel akribisch aufzu-
arbeiten.

Der hochkarätig besetzte wissen-
schaftliche Beirat verheisst seriöse For-
schungsergebnisse. Auf der Homepage
des «Projekts Ihnestr. 22» ist zu lesen:
«In der Ihnestr. 22 forschten Wissen-
schaftler_innen schliesslich auch an den
Körpern von Personen, die in national-
sozialistischen Vernichtungslagern und
Heilanstalten ermordet wurden. Insbe-
sondere Sinti_zze und Rom_nja, J_üdin-
nen, schwarze Personen und Menschen
mit Behinderung fielen den Arbeiten
des KWI-A zum Opfer.» Solches darf
man da mehrfach lesen. Und ja, dort
steht tatsächlich: J_üdinnen.

In dieser Ausprägung findet man ge-
schlechtergerechte Sprache selbst an der
progressiven FU nicht allzu oft.

Menschen aus unserer Mitte geschah
unermessliches Unrecht. Man nahm
ihren Besitz, ihre Familien, ihre Würde,
ihr Leben, schändete ihre Leichen – und
versucht nun den Ermordeten mit ge-
schlechtergerechter Sprache wozu ge-
nau zu verhelfen? Gerechtigkeit? Das
wirkt geschmacklos, das ist übergriffig
und vor allem – wem ist damit geholfen?

Eine Frage des Respekts

Man muss mit Eifer für die Chan-
cengerechtigkeit aller kämpfen. Es ist
eine Frage des Respekts, jeden so an-
zusprechen, wie er angesprochen wer-
den möchte – egal, was im Duden steht.
Aber es darf nie zur Normalität wer-
den, dass Menschen, nachdem sie als
Opfer des grauenvollsten Verbrechens
der Geschichte in grösstmöglicher
Weise geschändet worden sind, ohne
ihr Wissen und Wollen abermals zum
Teil einer Ideologie gemacht werden.
Die in der Ihnestrasse 22 verscharrten
Opfer mörderischer Rassisten haben
eine würdige Bestattung und ein an-
gemessenes Gedenken verdient. Wer
diese Opfer aber instrumentalisiert,
um sich selbst als Zelebrator*in der
Gerechtigkeit zu präsentieren, schän-
det sie ein weiteres Mal.

Julien Reitzenstein forscht und lehrt als His-
toriker zu NS-Verbrechen und Ideologie-
geschichte.

Islamisten bekämpft man nicht
mit mehr Religion
Die Antwort westlicher Soziologen und Politiker auf den politischen Islam basiert auf vielen Irrtümern

KACEM EL GHAZZALI

In ihrem Buch «Der alltägliche Islamis-
mus» führt uns die jemenitisch-schwei-
zerische Politikwissenschafterin Elham
Manea in ihre Kindheit zurück und
spricht mit Nostalgie über den populä-
ren, friedlichen Islam, der damals in vie-
len muslimischen Ländern existierte. Sie
schreibt über die farbenfrohe Frauen-
kleidung in Sanaa, die unverschleierten
Frauen in Rabat und darüber, wie diese
Farben ersetzt wurden, bedeckt durch
den schwarzen Schleier.

Sie spricht mit Bedauern über den
Verlust der Toleranz, der durch Brutali-
tät und Krieg noch verstärkt wurde, und
sie fragt: Was ist passiert? Die Antwort,
kurz zusammengefasst: Diese Transfor-
mationen sind eine Folge des Projekts
des politischen Islam, der Islamisierung
der Gesellschaft. Die Propagandisten
des politischen Islam waren sich der
Notwendigkeit der Islamisierung der
Gesellschaft als Hauptbedingung für die
Errichtung eines muslimischen Staates
durchaus bewusst.

Verwerfliche Märchen

Um einen muslimischen Staat zu errich-
ten, muss es zunächst eine fromme isla-
mische Gesellschaft geben. Daher kon-
zentrierten sich diese islamistischen Be-
wegungen in den letzten Jahrzehnten zu-
nächst auf die Propagierung der Dawa
(die Islamisierung der Gesellschaft): die
Einführung des Schleiers für Frauen,
die Ablehnung des nationalen Identi-
tätsgefühls zugunsten der Zugehörig-
keit zur islamischen Gemeinschaft, der
Umma, und die Ablehnung volkstüm-
licher Folklore und einheimischer Kul-
turen als «unislamisch».

All dies sowie die Übernahme des
islamischen Gesetzes als Rechts- und
Moralkodex hat zur Erosion toleran-
ter sozialer Normen geführt. Dieser
Prozess der Islamisierung kann inso-
fern als erfolgreich angesehen wer-
den, als das Tragen des Schleiers in vie-
len Ländern mit muslimischer Mehr-
heit zur Regel geworden ist, während
es früher die Ausnahme war. Diese Ent-
wicklung ist einhergegangen mit Zen-
sur, Repression und Einschränkungen
der Künste.

Selbst Bücher mit alten Volks-
märchen wie «Tausendundeine Nacht»
sind in Ländern wie Ägypten verbo-
ten worden, während sich extremisti-
sche Ideologien gerade unter Jugend-
lichen verbreitet haben. Diese Ent-
wicklung hat eine neue Generation
jihadistischer Kämpfer und Organisa-
tionen hervorgebracht, von der Kaida
bis zum IS.

Islamisierung heisst nicht, dass diese
Gesellschaften vor den genannten
Umwälzungen nichtmuslimisch waren.
Ganz im Gegenteil, alle diese Gesell-
schaften hatten Moscheen und reli-
giöse Anführer, und sie praktizierten
religiöse Rituale und betrachteten isla-
mische Feiertage als Anlass für Volks-
feste. Obwohl Frauen und Minder-
heiten nicht vollständig gleichgestellt
waren, gab es Spielräume, die eine Art
Koexistenz und Toleranz zwischen den
verschiedenen ethnischen und reli-
giösen Gruppen der Gesellschaft er-
möglichten.

Radikale sind nicht immer bärtig

Diese Gesellschaften waren in der
Lage, solche Freiräume zu garantieren,
weil sie den Islam nicht als einzige De-
terminante für akzeptables Verhalten
im sozialen und politischen Leben er-
kannten. Vielmehr war der Islam nur
ein Faktor unter vielen anderen. So
gab es Stammesbräuche und Traditio-
nen, die den Gesellschaftsvertrag zwi-
schen dem Einzelnen und der Gemein-
schaft bestimmten.

Folglich ist es zutreffender, das Pro-
jekt der politischen islamischen Be-
wegungen als Versuch zu beschreiben,

den Islam zur alleinigen Determinante
aller Bindungen des Gesellschaftsver-
trages zu machen. Sprich, das gesamte
soziale und politische Leben sollte der
Autorität der Religion unterworfen wer-
den, um alle sozialen Normen, Bräuche
und Traditionen zu beseitigen, die etwa
eine Vermischung der Geschlechter und
relative religiöse Toleranz erlaubten. Mit
anderen Worten: Diese Bewegungen
strebten die Beseitigung aller Faktoren
an, die die absolute Macht der Religion
beschneiden können.

Dieser politische Islam war nicht nur
eine Reaktion auf die Ideologien der
westlichen Moderne (Sozialismus, Libe-
ralismus), sondern auch auf die authen-
tischen alternativen Traditionen der ver-
schiedenen muslimischen Mehrheits-
gesellschaften, die eine Art Autonomie
zu bewahren versuchten. Elham Manea
weist in ihrem Buch darauf hin, dass die-
ser «islamische Aktivismus» in Wirklich-
keit die Ursache des Problems ist – und
nicht die Lösung, wie man im Westen
gerne glaubt.

Denn hier werden Vertreter des poli-
tischen Islam oft als «gemässigt» wahr-
genommen, als dialogbereite Partner,
die dem Jihadismus und dem Radikalis-
mus entgegenwirken. Um diesen Irrtum
zu verstehen, ist ein Blick zurück in die
Geschichte nötig. Während des Kalten
Krieges ging das westliche Lager eine
Allianz mit den Jihadisten ein, nament-
lich nach der sowjetischen Invasion in
Afghanistan 1979/80.

Die bärtigen Männer, die den Kom-
munismus bekämpften, wurden nicht
etwa als Radikale oder islamische Extre-
misten betrachtet, denn die Unterschei-
dung zwischen einem moderaten und
einem radikalen Islamisten war zu die-
ser Zeit nicht notwendig. Erst nach
den Anschlägen vom 11. September er-
kannte man im Westen die Notwendig-
keit, Islamisten in «Moderate» und «Ra-
dikale» zu unterteilen.

Allerdings bezog sich diese «Mode-
ration» im Lexikon des Westens nicht
auf den Umstand, wieweit solche Be-
wegungen die Menschenrechte und die
Werte der Gleichberechtigung akzep-
tierten. Vielmehr bezog sich der Begriff
auf das Verhältnis zur Gewalt. Viele
Islamisten, die sich in ihrer Haltung
gegenüber dem Individualismus nicht
von der Kaida oder dem IS unterschie-
den, galten daher als gemässigt. Es ge-
nügte, dass sie ihre Ablehnung der Ge-
walt erklärten.

Als die Welt wegen der schockieren-
den Enthauptungsvideos, welche die

Barbaren des IS veröffentlichten, end-
lich aufwachte, fragten sich viele mus-
limische Denker: Wozu die Verwunde-
rung? Was der IS tut, findet seine theo-
retische und religiöse Rechtfertigung
im Wesentlichen in denselben religiö-
sen Büchern, die in unseren Bibliothe-
ken ausgeliehen werden, auf den Lehr-
plänen in den Schulen unserer Kinder
stehen oder in unseren Moscheen gepre-
digt werden.

Angesichts der neuen Gefahr ter-
roristischer Anschläge im Westen war
dies eine günstige Zeit für den Diskurs
über den moderaten Islam. Viele Poli-
tiker verfolgten Strategien der Zusam-
menarbeit mit den sogenannten Mode-
raten, die sie als die authentische islami-
sche Stimme präsentierten, dazu beru-
fen, dem islamischen Radikalismus, der
als abartig dargestellt wurde, entgegen-
zuwirken.

Doch die mangelnde Präzision des
Westens bei der Definition dessen, was
tatsächlich mit «gemässigt» gemeint
ist, ermöglichte es vielen islamistischen
Gruppen, die Politik zu infiltrieren und
sich als Verbündete im Kampf gegen
den Terror zu präsentieren und so von
immenser finanzieller und strategischer
Unterstützung zu profitieren. Ihre wah-
ren Absichten konnten sie erfolgreich
verbergen.

Smarte Soft-Core-Islamisten

Manea entlarvt diese verworrene Be-
ziehung zwischen politischen islami-
schen Bewegungen und dem Wes-
ten. Und sie erklärt dabei, wie sich
die Entscheidungsträger in Europa
und Nordamerika in einer Konfronta-
tion zwischen zwei grossen islamischen
Strömungen wiederfinden: dem Neo-
fundamentalismus (oder gesellschaft-
lichen Islamismus) und dem Soft-Core-
Islamismus.

Der erste Begriff beschreibt die red-
lichen Islamisten. Sie finden nichts Fal-
sches daran, ihr Ziel der Weltherrschaft
zu formulieren. Ihr Leitspruch lautet:
Der Islam wird die Welt beherrschen,
und der Multikulturalismus wird uns
auf dem Weg zu diesem Ziel helfen. Ihre
wichtigsten Einsatzorte sind Moscheen,
Koranschulen und zivilgesellschaftliche
Vereine.

Den Typus des Soft-Core-Islamis-
ten beschreibt Manea als «gut erzogen,
lächelnd, rasiert, wortgewandt, verliebt
in den Multikulturalismus und enga-
giert in den Behörden». Laut Manea be-
stehen beide darauf, dass es nur einen

Islam gibt, ihren Islam.Vielfalt in islami-
schen Konfessionen und Traditionen ist
nicht nur verpönt, sie wird verabscheut.
Daher zielt der politische Islam, unab-
hängig von der Formel oder dem Bild,
mit dem sich die Islamisten präsentie-
ren, letztlich nicht darauf ab, eine politi-
sche Bewegung zu sein, die Demokratie
und Pluralismus umfasst.

Darüber hinaus hat der politische
Islam, obwohl er das Wort «politisch»
in seinem Namen trägt, nicht zum Ziel,
Politik zu betreiben oder gar das Poli-
tische zu islamisieren. Vielmehr beab-
sichtigt er, die Politik zu umgehen und
sie vollständig durch Religion zu er-
setzen.

Deswegen sollten wir uns davor hü-
ten, unsere moderne (westliche) Vor-
stellung von Politik auf eine Ideolo-
gie zu projizieren, die darauf abzielt,
die Politik zu überwinden, wie der
Psychoanalytiker Fethi Benslama in
seinem Essay «Der Übermuslim» er-
läuterte: Was islamische Strömungen,
von Mainstream-Bewegungen wie der
Muslimbruderschaft bis hin zu offen
gewalttätigen Gruppen wie der Kaida
und dem IS, meinen, wenn sie von Poli-
tik sprechen, ist «Hakimiyyah». Dieses
Konzept geht auf die Ideen des Kle-
rikers Ibn Taymiyyah (1263–1328) zu-
rück. Und es beinhaltet, dass die Füh-
rung das Privileg von Allah ist und
nicht des Volkes. Allah allein ist be-
rechtigt zu herrschen.

Spätestens seit John LockesAbhand-
lung über Toleranz wissen wir, dass der
Staat nicht bestimmen soll, was Reli-
gion ist. Er soll die religiöse Neutrali-
tät gewährleisten und den Gläubigen
rechtliche Grenzen setzen. Insofern ist
es geradezu absurd, wenn Experten an-
gesichts der Herausforderung durch
Extremisten ernsthaft «mehr Religion»
einfordern statt eine konsequente Um-
setzung des Laizitätsprinzips. In diesem
Sinne äusserte sich kürzlich der franzö-
sische Soziologe Olivier Roy in einem
Interview mit der NZZ. Es ist unbe-
greiflich, dass wir zwanzig Jahre nach
dem 11. September immer noch dar-
über sinnieren, ob die religiös verur-
sachte Misere mit noch mehr Religion
zu bewältigen sein soll.

Der Westen soll sich von der Illusion,
eine «Kirche» des Islam konstruieren zu
können, endlich verabschieden. Dabei
können die Stimmen aus der muslimi-
schen Welt, die für mehr Freiheit und
weniger Religion plädieren, wie Elham
Manea in ihrem Buch brillanterweise
zeigt, äusserst hilfreich sein.

Musliminnen beim Mittagsgebet in einer Moschee in Berlin. THOMAS TRUTSCHEL / IMAGO


